
Anlage 5 zur DRUCKSACHE G-12/206 
 

Zuständigkeitsgrenzen in der FSI GmbH & Co. KG 
 
 
Die Zuständigkeitsgrenzen gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 3 sowie 15 - 18 des Gesell-
schaftsvertrages, ab denen innerhalb der FSI GmbH & Co KG ein Beschluss der Ge-
sellschafterversammlung mit Vorberatung im Aufsichtsrat der FSB GmbH erfolgen 
muss, werden in Anlehnung an die Geschäftswerte und Prozentsätze in der FSB 
GmbH wie folgt festgelegt: 
 
1. 

a) die in Nr. 15 genannten Grundstücksgeschäfte bedürfen der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung ab einem Geschäftswert von 500.000 EUR 
im Einzelfall; 

 
b) die in Nr. 16 genannten Darlehen, Bürgschaften und sonstigen Sicherungs-

geschäfte bedürfen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung ab ei-
nem Geschäftswert von 100.000 EUR im Einzelfall; 

 
c) die in Nr. 17 genannten Rechtsgeschäfte, die zu wiederkehrenden Ausga-

ben verpflichten, bedürfen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung 
ab einem Geschäftswert von 500.000 EUR im Einzelfall; 

 
d) die in Nr. 18 genannten Vergleiche, Stundungen, Erlasse, freiwilligen Zu-

wendungen und Darlehenshingaben  bedürfen der Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung ab einem Geschäftswert von 100.000 EUR im Einzel-
fall. 

 
 
2. Die in unter Ziff. 1 genannten Zustimmungsvorbehalte gelten nicht, soweit die 

oben genannten Maßnahmen im Wirtschaftsplan enthalten sind und der Ansatz 
im Wirtschaftsplan nicht um mehr als 20 % überschritten wird.   

 
 
3. Sonstige Maßnahmen, die nicht in Ziff. 1 genannt sind und auch nicht im Wirt-

schaftsplan beschlossen wurden, bedürfen der Zustimmung durch die Gesell-
schafterversammlung ab einem Geschäftswert von 300.000 EUR im Einzelfall.  

 
 
 


